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Vorwort 

Dem Thema der vorliegenden Arbeit, die im Jahr 1992 als Dissertation der 
Juristischen Fakultät der Universität zu Köln vorgelegt und angenommen 
wurde, begegnete ich zuerst als Ratsmitglied und Vorsitzende des Umweltaus-
schusses der Stadt Langenfeld. Bei dieser Tätigkeit ergaben sich vielfiUti-ge 
Möglichkeiten, aber auch Probleme der Zusammenarbeit von Politikern und 
Sachverständigen. 

Während der Referendarzeit lernte ich dann die besonderen Verständigungs-
schwierigkeiten von Juristen und Sachverständigen kennen, insbesondere im 
Bereich des Umweltschutzes bei der Staatsanwaltschaft Wuppertal im Umwelt-
dezernat und beim Regierungspräsidenten Düsseldorf in der Abteilung für Ab-
fall und Wasserwirtschaft Im Rahmen meiner Ausbildung beim Verwaltungs-
gericht Düsseldorf hatte ich Sachverständigengutachten bei der Wiederertei-
lung der Fahrerlaubnis, beim Landgericht Solingen die Gutachten von KFZ-
Sachverständigen sowie beim Oberlandesgericht Düsseldorf Gutachten zur 
Bestimmung des Verkehrswertes zu würdigen. 

Herr Prof. Dr. Dr. Stern, Universität Köln, hat mich dazu ermutigt, die in der 
Praxis erkannten Probleme in einer wissenschaftlichen Untersuchung systema-
tisch zu bearbeiten, obwohl sie über den engeren Bereich des juristischen 
Fachgebiets hinausreicht. Ihm danke ich dafür, daß er als Doktorvater die Ar-
beit als Dissertation angenommen hat. Besonders möchte ich die jahrelange 
wissenschaftliche Begleitung meiner Arbeit durch Herrn Leitenden Ministerial-
rat Fuchs hervorheben. Ohne seine unermüdliche Förderung und seine kriti-
schen Anregungen im Seminar für Öffentliches Recht und Verwaltungslehre 
hätte ich die Arbeit nicht so zügig und im Ergebnis erfolgreich abschließen 
können. 

Ohne das Doktorandenstudium im Sommer 1988 an der Hochschule für 
Verwaltungswissenschaften Speyer und die Betreuung in den Folgejahren wäre 
der erforderliche interdisziplinäre Ansatz bei der Bearbeitung meines Themas 
für eine bis dahin überwiegend juristisch ausgebildete Doktorandin nicht mög-
lich gewesen. Für Gespräche und Anregungen danke ich insbesondere den Pro-
fessoren Dr. Blümel und Dr. Böhret. Die Bibliothek der Hochschule für Ver-
waltungswissenschaften Speyer hat mir als Fachfremder durch ihre Übersicht-
lichkeit und die weiterführenden Hinweise insbesondere von Frau Ohliger die 
Barbeitung des Teiles B sehr erleichtert 
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Herr Assessor Hans-Amo Simon, Herr Magister Ralf Göck und Herr Asses-
sor Gregor Mühe haben trotz ihrer beruflichen Belastungen jeweils einen der 
großen Abschnitte dieses umfangreichen Werkes in mancher Spät- und Wo-
chenendschicht mit großer Genauigkeit Korrektur gelesen. 

Meinem Vater, Herrn Prof. Günter Hegele, danke ich dafür, daß er nicht 
müde wurde, die technischen Probleme bei der Bearbeitung des Textes mit dem 
Computer zu lösen, den Text mehrfach durchzusehen und die gesamte Arbeit 
schließlich in der vorliegenden Form neu zu formatieren. 

FOrdie finanzielle Unterstützung bedanke ich mich bei meinen Eltern. Die 
Fertigstellung der Arbeit war schließlich dank eines einjährigen Stipendiums 
der Friedrich-Ebert-Stiftung möglich. Die Möglichkeit zur zügigen Bearbeitung 
dieses aktuellen Themas verdanke ich besonders Herrn Prof. Dr. Schneider. 

Nicht zuletzt danke ich dem Verlag Duncker & Humblot sowie dem Heraus-
geber dieser Schriftenreihe Herrn Prof. Dr. Kloepfer für die Veröffentlichung 
meiner Arbeit. 

Die Arbeit ist meinen Eltern gewidmet. 

Dorothea Hegele 
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A. Sachverständigengutachten in der 
verwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung 

Bei den Verwaltungsgerichten häufen sich Rechtsschutzgesuche von Bür-
gern, die befürchten, durch behördlich genehmigte Groß vorhaben in ihren 
grundrechtlich geschützten Rechtsgütern Leben, Gesundheit, Eigentum u.a. 
beeinträchtigt zu werden. Zwar versuchen die Verwaltungen die Risiken für 
Mensch und Umwelt abzuschätzen und geringzuhalten, indem sie sich bei den 
Genehmigungen an von ihr selbst zuvor entwickelten und festgesetzten Immis-
sions- und Emissionswerten, Berechnungsverfahren und anderen technischen 
Anleitungen in Verwaltungsvorschriften oder Richtlinien ausrichten. Nach An-
sicht vieler Betroffener reicht dies jedoch nicht aus, 

- das verstärkte Auftreten von Atemwegserkrankungen und Allergien 1, 

- nachteilige Auswirkungen von Pflanzenbehandlungsmitteln auf Mensch und 
Naturhaushalt2, 

- Strahlenbelastungen und Sicherheitsrisiken durch den Betrieb kerntechni-
scher Anlagen3, 

- Lärmbelästigungen durch Verkehr und Industrie4, 

- Risiken der beabsichtigten oder unbeabsichtigten Freisetzung gentechnisch 
veränderter Organismen in die Umwelts 

zu verhindern. Für die richterliche Beurteilung, wie wahrscheinlich der Eintritt 
schädlicher Umwelteinwirkungen ist, wird es erforderlich, daß unabhängige 
Sachverständige die Risiken abschätzen und dabei die Besonderheiten des kon-
kreten Falles sowohl hinsichtlich der Lage der Betroffenen als auch des Groß-
vorhabens berücksichtigen. Möglichen Risiken, über deren Art und Ausmaß 

IVgl. OVG Münster DVBl. 1988, 152,154. 

2Vgl. BVerwGE 81, 13 ff. 

3Vgl. OVG Lüneburg NVwZ 1987,75. 

4Vgl. BayVGH DVBl. 1990, 114, 115. 

5Vgl. VGH Kassel NJW 1990,336,338. 

2 He&ele 



18 A. Sachverständige in der verwaltWlgsgerichtlichen RechtsprechWlg 

bislang nur begrenzte Erkenntnisse vorliegen, stehen andererseits Chancen für 
den Menschen 

- aus der Entwicklung und industriellen Herstellung neuer und guter Arznei-
mittel und Impfstoffe, 

- aus der Nutzung von Industriebakterien zum Abbau chemischer Altlasten, 

- aus der Schonung der Naturgüter Öl und Kohle und der Verringerung der 
Schadstoffemissionen durch Ausweichen auf die Atomenergie, 

- aus der Sicherstellung der menschlichen Ernährung durch Verwendung von 
gentechnisch widerstandsfähigerer gemachten Nutzpflanzen, 

- aus der Schaffung besserer Verkehrsnetze durch den Ausbau von Flughäfen, 
Schnellbahnstrecken oder Autobahnen 

gegenüber. 

Der Richter hat bei der Beurteilung der Chancen und Risiken über naturwis-
senschaftlich-technische Zusammenhänge zu befmden und die Parteien schließ-
lich mit einem Urteil zu bescheiden, ohne fachlich entsprechend vorgebildet zu 
sein. Der Sachverständige indessen kann dem Richter für die konkrete Streit-
entscheidung keine hinreichend sicheren Grundlagen mit abschließenden Ant-
worten zur Verfügung stellen. Die Verständigung zwischen Richtern und 
Sachverständigen im Spannungsfeld aus gesetzlichen Normen, wissenschaftli-
chen Erkenntnissen, technischer Machbarkeit, Nutzungsinteressen, wirtschaftli-
chen, gesellschaftlichen sowie politischen Einflüssen und ethischen Bezügen 
bereitet bei der Problembewältigung und Konfliktlösung in der verwaltungs ge-
richtliehen Praxis somit besondere Schwierigkeiten. 

I. Begrenzung auf die Funktion eines Beweismittels 

Richterliche Funktionen sind im Hinblick auf die verfassungsrechtlichen Ga-
rantien der Art. 92 und Art. 19 Abs. 4 des Grundgesetzes (GG) nicht übertrag-
bar6. Nichtrichterliche Personen können nur bei strikter Einhaltung der gesetz-
lichen Vorschriften über den Sachverständigenbeweis hinzugezogen werden7. 
Daß der Verwaltungsrichter Sachverständige vernehmen kann, ist in den 
§§ 96 ff. Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) i. V. m. §§ 402 ff. Zivilprozeß-

6Schneider, Beweis und BeweiswürdigWlg S. 295. 

7 Mehring, Der Sachverständige im Verwaltungsprozeß S. 175. 
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ordnung (ZPO) vorgesehen8. Für den Beweis durch Sachverständige gelten 
gern. § 402 ZPO die Vorschriften über den Beweis durch Zeugen entspre-
chend, soweit die §§ 403 ff. ZPO keine abweichenden Vorschriften enthalten. 
Soweit die Verwaltunsgerichtsordnung nicht abweichende Vorschriften enthält, 
sind gern. § 97 VwGO die für die zivilrechtliche Streitentscheidung geltenden 
Grundsätze auf gerichtliche Sachverständigengutachten in Verwaltungsge-
richtsprozessen entsprechend anwendbar - nach überwiegender Auffassung 
auch bei umweltbedeutsarnen Großvorhaben9. 

1. Sachverständiger als Gehilfe bei der Sachverhaltsermittlung 

Grundsätzlich sind im Verwaltungsgerichtsprozeß die tatsächlichen Verhält-
nisse vom Gericht festzustellen. Sachverständigenbeweis ist erst dann zu erhe-
ben, wenn der Richter selbst nicht über die erforderlichen Kenntnisse verfügtl0. 
Nur dort, wo die Ermittlung gerade besondere Sachkunde voraussetzt, kann der 
Sachverständige als Gehilfe des Gerichts bei der Feststellung des Sachverhaltes 
fehlendes Wissen ergänzenl1 . Auf die Hilfe von Sachverständigen zählt die 
verwaltungsrerichtliche Praxis bei der Risikoabschätzung 12, der Grenzwertbe-
stimmung1 und in der Prognostikl4. So führen Sachverständige medizini-
sche15, toxikologische und epidemiologische Untersuchungen16 und empirisch-

8 Der Sachverständigenbeweis findet sich auch in anderen Verfahrensordmmgen: §§ 72 ff., 92, 
93 Strafprozeßordnung, §§ 56, 58 Abs. 2 Arbeitsgerichtsgesetz; § 118 Sozialgerichtsgesetz und §§ 
81 Abs. I, 82 Finanzgerichtsordnung verweisen ebenfalls auf die Vorschriften der Zivilprozeßord-
nung. 

9So die überwiegende Auffassung BVerwGE 81, 12, 17; BVerwG DVBl. 1988,148, 150; OVG 
Münster DVBl. 1988, 152, 154 f.; VGH Mannheim NVwZ-RR 1989, 349, 350; Breuer NVwZ 
1988, 104, 112; Nicklisch, Prävention im Umweltrecht S. 106 f.; Schachtschneider, Der Reclus-
begriff "Stand von Wissenschaft und Technik" in: Thieme, Umweltschutz im Recht S. 81, 115. 

lOVgl. Bayerlein, Praxishandbuch Sachverständigenrecht S. 229; Müller, Der Sachverständige 
im gerichtlichen Verfahren S. 12. 

llVgl. BVerwG DVBl. 1988, 148, 150; Gusy, NuR 1987, 156, 161; Breuer, Sachverständiger in: 
Kimminich, Handwörterbuch des Umweltrechts S. 280 f. 

12BVerwG DVBI. 1988, 148, 150; zu den Sachverständigen in der technischen Überwachung; 
vgl. §§ 18 ff. Straßenverlcehrszulassungsordnung, Kraftfahrsachverständigengesetz, § 24 c Gewer-
beordnung, § 20 Atomgesetz, § 52 Bundesimmissionsschutzgesetz; in der Bauüberwachung z.B. §§ 
22,53 Ab!. 3, 58 Abs. 2,77 Abs. 6 Bauordnung NW; 9 a Abs. 3, Straßen- und Wegegesetz NW; in 
der Gewässerüberwachung § 19 i Ab!. 2 Satz 3 Wasserhaushalts gesetz. 

13BVerwGE 61, 295, 299; 55, 250, 256 f.; OVG Münster DVBl. 1975,200; DVBl. 1976,790; 
14BVerwGE 56, 110, 130; VGH Mannheim VBIBW 1981, 119; VGH München DÖV 1985, 

926; VGH Mannheim VBlBW 1981, 119; VGH München DÖV 1985,926; vgl. den Überblick bei 
LadeurNuR 1985, 81. 

15BVerwGE 56,111,130; OVG Münster DVBI. 1976,790,795. 
160VG Münster DVBl. 1976,790,795; DVBl. 1988,152,154. 
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